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Antrag 

der Gruppe der PDS 


Das Sozialstaatsprinzip des Grundgesetzes und der arbeits- und sozialrechtliche Teil 
des Programms der Bundesregierung für mehr Wachstum und Beschäftigung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

I. 

1. Mit ihrer Sozial-, Finanz- und Wirtschaftspolitik setzt die Bun- 
desregierung den Prozeß der Aushöhlung des Sozialstaats- 
prinzips nach Artikel 20 Abs. 1 des Grundgesetzes und der 
Grundsätze einer gerechten Sozialordnung fort. 

Mit ihrer Politik des permanenten Sozialabbaus vertieft die 
Bundesregierung die sozialen Unterschiede und Gegensätze, 
anstatt sie auszugleichen, entzieht sie sozial Schwachen den 
staatlichen Schutz, anstatt ihr Fortkommen und ihre soziale In- 
tegration zu fördern, untergräbt sie eine gewachsene Sozial- 
und Wohlfahrtsordnung, statt diese zu bewahren, zu erhalten 
und auszubauen. Sie schafft damit in der Bundesrepublik 
Deutschland die Bedingungen einer neuen Sozialordnung, die 
in wesentlichen Teilen nicht mehr dem Sozialstaatsprinzip des 
Artikels 20 Abs. 1 des Grundgesetzes entspricht. 

2. Die Bundesregierung ist jedoch durch das Grundgesetz zur 
Herstellung, Bewahrung und Weiterentwicklung einer ge- 
rechten Sozial- und Wohlfahrtsordnung verpflichtet. 

Eine gerechte Sozial-, Finanz- und Wirtschaftspolitik soll so- 
ziale Risiken ausgleichen bzw. mindern, entsprechend das 
Fortkommen und die soziale Integration auch von Risikogrup- 
pen fördern. Sie hat dabei vor allem die Solidarität derjenigen 
gesellschaftlichen Gruppen einzufordern, die solchen Risiken 
nicht ausgesetzt sind und deshalb eine privilegierte Stellung 
einnehmen. 

Dabei ist gerade in Zeiten begrenzter Haushaltsmittel auf die 
Bewahrung des Sozialstaates nach Artikel 20 Abs. 1 des 
Grundgesetzes zu achten. Soweit in einer solchen Situation die 
Reduzierung staatlicher Leistungen zur Diskussion steht, müs- 
sen die Lasten gerecht verteilt werden. Soziale und staatliche 
Leistungen sind also vorrangig von den gesellschaftlich privi- 
legierten Gesellschaftsgruppen zu tragen. 
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II. 

1. Die bis auf bestimmte Ausnahmen geplante völlige Abschaf- 
fung der Kostenbeteiligung des Staates bei Zahnersatz in dem 
Entwurf eines Gesetzes zur Entlastung der Beiträge in der ge- 
setzlichen Krankenversicherung (Drucksache 13/4615) verletzt 
die im Artikel 1 des Grundgesetzes geschütze Menschenwür- 
de und verstößt gegen das sozialstaatliche Gebot der sozialen 
Gerechtigkeit. 

Durch die Einführung des Verschuldensprinzips droht den Be- 
troffenen die völlige Streichung dieser sozialen Leistung, wo- 
durch sozial Schwache besonders betroffen sein werden. 

In diesem Fall würden den Betroffenen nicht einmal mehr die 
Mindestvoraussetzungen für die Wahrnehmung ihrer Rechte 
auf Gesundheit garantiert werden. 

In diesem Zusammenhang muß auch die Streichung des Zu- 
schusses für die Kosten eines Brillengestells verfassungsrecht- 
lich problematisiert werden. Gerade sozial Schwache mit ge- 
ringem Einkommen werden sich auch dann den Kauf einer 
Brille genau überlegen müssen, wenn dies medizinisch ange- 
zeigt ist. 

2. Die Einschränkung in den Bereichen der Rentenversicherung 
und Arbeitsförderung zur Begrenzung der Kosten in dem Ent- 
wurf der Regierungskoalition eines Wachstums- und Beschäf- 
tigungsförderungsgesetzes (Drucksache 13/4610) verletzen 
ebenfalls die Menschenwürde und das sozialstaatliche Gebot 
der sozialen Gerechtigkeit. 

Sie sind zutiefst ungerecht und dazu geeignet, die Armut und 
die sozialen Unterschiede in der Bundesrepublik Deutschland 
zu vergrößern. 

Dies gilt vor allem für die Änderungen in der Rentenversiche- 
rung. 

Die sog. Stärkung des Prinzips der Lohn- und Beitragsbezo- 
genheit der Rente, die Reduzierung der anrechenbaren schu- 
lischen Ausbildungszeiten und Aufhebung der Versiche- 
rungsfreiheit von während eines Studiums ausgeübten 
Beschäftigungsverhältnissen, die Neuregelung der Bewertung 
der Pflichtbeitragszeiten während einer Berufsausbildung und 
nicht zuletzt die Umwandlung der Zeiten der Arbeitslosigkeit 
und der Berufsunfähigkeit ohne Leistungsbezug von Anrech- 
nungszeiten in Anrechnungszeiten ohne Wert, d. h. mit Null- 
bewertung, treffen wiederum vorrangig sozial Schwache. 

Die Änderungen bedeuten ernsthafte Eingriffe in das Prinzip 
der Solidargemeinschaft der Rentenversicherung. Es ist zu be- 
fürchten, daß mit den Änderungen der Rentenversicherung 
aufgrund der hohen Arbeitslosenzahlen Armut im Alter vor al- 
lem bei Frauen sich in einem erschreckenden Ausmaß aus- 
breiten wird. 

Gerade Frauen werden durch diese Rentenrechtsänderung 
aufgrund ihrer beruflichen Schlechterstellung im hohen Maße 
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diskriminiert, so daß diese Änderung auch gegen Artikel 3 GG 
verstößt. Dies gilt auch für die Hinausschiebung des Rentenal- 
ters bei Frauen, die vor allem in späteren Jahren von Arbeits- 
losigkeit und Armut betroffen sind. 

3. Die Anpassungen und Einschränkungen der Arbeitsförderung 
im Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Umsetzung des 
Programms für mehr Wachstum und Beschäftigung in Berei- 
chen der Rentenversicherung und Arbeitsförderung (Drucksa- 
che 13/4610) verstoßen in bezug auf die Bevölkerung in den 
neuen Bundesländern sowohl gegen das Sozialstaatsprinzip 
des Artikel 20 Abs. 1 GG als auch gegen die in Artikel 72 Abs. 2 
und Artikel 75 Abs. 1 GG festgelegte Aufgabe des Gesetzge- 
bers, im gesamten Bundesgebiet gleichwertige Lebensver- 
hältnisse herzustellen. 

Die ersatzlosen Einschränkungen der Arbeitsförderung wer- 
den zu einer explosionsartigen Steigerung der unmittelbaren 
Arbeitslosigkeit in den neuen Bundesländern führen und dem- 
entsprechend zu einer Verarmung großer Teile der Bevölke- 
rung in diesen Ländern. Es droht die Gefahr, daß sich weite 
Teile der neuen Bundesländer zu sozialen Krisenregionen ent- 
wickeln und sich dadurch die Unterschiede zwischen neuen 
und alten Bundesländern weiter vertiefen. 

4. Die von der Bundesregierung und der Regierungskoalition 
vorgesehenen Maßnahmen (Drucksache 13/4612) zur Begren- 
zung der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall und zur Ein- 
schränkung des Kündigungsschutzes nach dem Kündigungs- 
schutzgesetz verstoßen nicht nur gegen das Sozialstaatsprinzip 
nach Artikel 20 Abs. 1 GG, sondern darüber hinaus gegen den 
Gleichheitsgrundsatz des Artikels 3 des Grundgesetzes. 

Hinsichtlich der Begrenzung der Lohnfortzahlung ergibt sich 
dies daraus, daß von den entsprechenden gesetzlichen Maß- 
nahmen nur die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer be- 
troffen sind, die keinem Tarifvertrag unterliegen. 

Die vorgesehenen Änderungen des Kündigungsschutzge- 
setzes verstoßen insofern gegen Artikel 3 GG, als es keinen 
sachlichen Grund dafür gibt, von dem Geltungsbereich des 
Kündigungsschutzgesetzes alle die Betriebe auszunehmen, die 
weniger als elf Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer be- 
schäftigen. 

Ein sachlicher Grund für die unterschiedliche Behandlung von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Bereich des Kün- 
digungsschutzgesetzes sowie der betroffenen Betriebe und 
Unternehmen kann sich allenfalls dann ergeben, wenn ein 
Arbeitsverhältnis gerade durch persönliche Vertrauensbezie- 
hungen geprägt ist. Für Betriebe mit mehr als fünf Beschäftig- 
te ist ein solcher sachlicher Grund für eine Nichtanwendung 
des Kündigungsschutzgesetzes auf keinen Fall mehr gegeben. 

Durch die Einführung eines befristeten Vertrauensschutzes für 
bereits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes beschäftigte und 
geschützte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer werden Ar- 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer innerhalb eines Unter- 
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nehmens, aber auch Betriebe und Unternehmen, insbesonde- 
re gegenüber neugegründeten Unternehmen ohne sachlichen 
Grund unterschiedlich behandelt. 

5. Mit der Änderung des Entgeltfortzahlungsgesetzes und der Be- 
grenzung der Entgeltfortzahlung verletzt die Bundesregierung 
die Vereinigungsfreiheit des Artikels 9 Abs. 2 GG und daraus 
erwachsender Gebote der Tarifautonomie der Tarifvertrags- 
parteien, insbesondere der Gewerkschaften. 

Die Regelung über die Lohnfortzahlung ist seit Beginn der Bun- 
desrepublik Deutschland wichtiger Teil der Auseinanderset- 
zungen zwischen den Tarifvertragsparteien. 

In diese Auseinandersetzung greift die Bundesregierung ein, 
wenn sie mit der Änderung des Entgeltfortzahlungsgesetzes 
und der damit verbundenen Ungleichbehandlung von Arbeit - 
nehmerinnnen und Arbeitnehmern Zeichen dafür setzt, Ent- 
geltfortzahlungen auch im tarifvertraglichen Bereich neu zu re- 
geln und zu verschlechtern. Sie kehrt die bisherige nachrangige 
Rolle des Gesetzgebers gegenüber den Regelungskompeten- 
zen der Tarifvertragsparteien um, stellt sich dabei einseitig auf 
die Seite der Arbeitgeber und verletzt so insbesondere die Ver- 
einigungsfreiheit und damit auch die Tarifautonomie der 
G e werkschaft en . 

Dies gilt entsprechend für die geplante Möglichkeit, auf Ur- 
laubstage zu verzichten, um eine hundertprozentige Lohnfort- 
zahlung zu erhalten. Mit dieser Regelung wird § 4 Abs. 4 des 
Tarifvertragsgesetzes (TVG) unterlaufen, der den Verzicht auf 
Urlaub ausschließt. 


III. 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Mit dem „Sparpaket" greift die Bundesregierung in einem Maße 
in die sozialen Verhältnisse der Bundesrepublik Deutschland ein, 
daß sie dadurch die Sozial- und Wohlfahrtsordnung der Bundes- 
republik Deutschland nachhaltig verändert. 

Damit wird ohne eine Verfassungsdebatte durch einfaches Gesetz 
die Verfassungswirklichkeit des Sozialstaatsprinzips und damit 
aber dieses selbst in wichtigen Bereichen verändert und so Arti- 
kel 79 Abs. 3 GG, der einer Veränderung des Sozialstaatsprinzips 
ausschließt, verletzt. Dies gilt entsprechend für die Verletzung des 
Artikel 1 GG. 

Soweit andere Grundgesetzartikel betroffen sind, verletzen die 
Gesetzentwürfe Artikel 79 Abs. 1 und 2 GG, weil die erforderliche 
Änderung des Grundgesetzes nicht durch ein ausdrückliches Ge- 
setz in der vorgeschriebenen Form mit der entsprechenden quali- 
fizierten Mehrheit unter Einbeziehung des Bundesrates erfolgt. 

Der Deutsche Bundestag fordert deshalb die Bundesregierung auf, 
ihre Gesetzentwürfe 

- Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Wachstums- und 
Beschäftigungsförderungsgesetzes (Wachstums- undBeschäf- 
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tigungsförderungs-Ergänzungsgesetz-WFEG), - Drucksache 
13/4611 - 

- Entwurf eines arbeitsrechtlichen Gesetzes zur Förderung von 
Wachstum und Beschäftigung (Arbeitsrechtliches Beschäfti- 
gungsförderungsgesetz), - Drucksache 13/4612 

- Entwurf eines Gesetzes zur Begrenzung der Bezügefortzah- 
lung bei Krankheit, - Drucksache 13/4613 -, 

- Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von § 22 des Bundesso- 
zialhilf egesetzes, - Drucksache 13/4614 

- Entwurf eines Gesetzes zur Entlastung der Beiträge in der ge- 
setzlichen Krankenversicherung (Beitragsentlastungsgesetz - 
BeitrEntlG), - Drucksache 13/4615 -, 

zurückzuziehen. 

Bonn, den 26. Juni 1996 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

Das „Sparpaket“ der Bundesregierung ist Teil einer ungerechten 
und unsozialen Gesamtpolitik der Bundesregierung. 

Steuern und Ausgaben für Sozialleistungen werden einseitig zu- 
gunsten von Unternehmern gekürzt, denen im wesentlichen nur 
Vorteile gewährt werden, von denen aber trotz steigender Ge- 
winne kein solidarischer Anteil an diesen Lasten abverlangt wird. 
Diese belasten überwiegend Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mer, Rentnerinnen und Rentner, Arbeitslose und Sozialhilfeemp- 
fängerinnen und Sozialhilfeempfänger. Es soll in den genannten 
Gesetzesvorhaben in Arbeitnehmerrechte und in die Tarifautono- 
mie der Gewerkschaften eingegriffen, auf der anderen Seite sol- 
len Unternehmern weitgehende Rechte und Vorteile gegenüber 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sowie Gewerkschaften 
gewährt werden. 

Die Behauptung der Bundesregierung, daß diese Maßnahmen ins- 
besondere der Schaffung von Arbeitsplätzen dienen würden, kann 
weder durch Tatsachen belegt noch gerechtfertigt werden. 

Die Bundesregierung verbindet ihre Maßnahmen in keiner Weise 
mit der Verpflichtung, Arbeitsplätze zu schaffen. Sie nimmt zur 
Schaffung von Arbeitsplätzen auch die Unternehmen nicht in die 
Pflicht. Unternehmer sollen hauptsächlich die Nutznießer redu- 
zierter Sozialleistungen, eingeschränkter Lohnfortzahlung und 
verringerten Kündigungsschutzes sein. 

Das ganze Ausmaß der sozialen Ungerechtigkeit der von der Bun- 
desregierung beabsichtigten Vorhaben zeigt sich insbesondere 
dann, wenn man sie der explosionsartigen Entwicklung der Ver- 
mögen in der Bundesrepublik Deutschland seit 1983 gegenüber- 
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stellt. In der Bundesrepublik Deutschland gibt es heute ca. 1 Mil- 
lion Einkommens- oder Vermögensmillionäre. Dabei hat sich der 
Anteil der Vermögenseinkommen am Gesamteinkommen aus Un- 
ternehmertätigkeit seit 1979 um ca. 15 % auf 35 % erhöht (vgl. Ant- 
wort der Bundesregierung in Drucksache 13/3885). 

Diesen Vermögens- und Einkommensmillionären sollen zugleich 
mit der weiteren Einschränkung der Rechte der sozial Schwachen 
und der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer weitere Vorteile 
gewährt werden: Die Regierung plant eine Abschaffung der Ver- 
mögensteuer. Sie gibt damit eindeutig zu erkennen, daß sie an 
einer sozial gerechten Verteilung der sozialen und staatlichen 
Lasten nicht interessiert ist, sondern privilegierte Bevölkerungs- 
schichten zu Lasten sozialer Risikogruppen und von Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmern weiter bevorzugen will. 

Sollten die Gesetzentwürfe der Bundesregierung umgesetzt wer- 
den, ist eine weitere Vertiefung der sozialen Gegensätze zwischen 
Arm und Reich zu erwarten. Zu erwarten sind, vor allem angesichts 
weiterer geplanter Eingriffe, grundsätzliche und nachhaltige Ver- 
änderungen der sozialstaatlichen Ordnung der Bundesrepublik 
Deutschland. Mit der Verabschiedung des „Sparpaketes“ der Bun- 
desregierung werden die Bedingungen für eine neue Sozialord- 
nung in der Bundesrepublik Deutschland geschaffen werden, die 
in ihren wesentlichen Teilen zutiefst und offensichtlich ungerecht 
ist und damit nicht mehr dem Sozialstaatsprinzip gemäß Artikel 20 
Abs. 1 GG entspricht. 

Ganz im Gegensatz dazu verpflichtet das Sozialstaatsprinzip den 
Staat zu sozialer Gerechtigkeit (BVerfGE 5, 85, 198). Der Staat hat 
die Pflicht, für einen Ausgleich der sozialen Gegensätze und da- 
mit für eine gerechte soziale Ordnung zu sorgen (BVerfGE 22, 180, 
204) . Das Gebot des sozialen Rechtsstaates ist in besonderem Maße 
auf einen Ausgleich sozialer Ungleichheiten zwischen den Men- 
schen ausgerichtet und dient zuförderst der Erhaltung und Si- 
cherheit der menschlichen Würde, dem obersten Grundsatz der 
Verfassung (BVerfGE 35, 348, 355 f, auch BVerfGE 36, 174, 188). 
Die gerechte soziale Ordnung nach dem Sozialstaatsprinzip gemäß 
einer egalitär-sozialstaatlichen Denkweise ist demnach gekenn- 
zeichnet durch die Ideale Freiheit, Gleichheit, Menschenwürde. 
Ungerecht und damit zu beseitigen sind gesellschaftliche Zustän- 
de, die diesen Zielen nicht entsprechen bzw. ihre Einlösung ver- 
hindern. Die staatliche Verpflichtung, Mindestvoraussetzungen 
für ein menschenwürdiges Dasein zu schaffen bzw. die staatliche 
Vor- und Fürsorge für einzelne und Gruppen der Gesellschaft, die 
aufgrund persönlicher Lebensumstände oder gesellschaftlicher 
Benachteiligung in ihrer persönlichen oder sozialen Entfaltung 
gehindert sind, gehören demnach gewissermaßen zur Grund- 
ausstattung des Sozialstaatsprinzips (vgl. BVerfGE 8, 155, 167; 
BVerfGE 40, 121, 133; BVerfGE 45, 376, 387). An anderer Stelle 
spricht das Bundesverfassungsgericht sogar von einer „radikal- 
egalitären“ parteienstaatlichen Demokratie (BVerfGE 32, 157, 
Leitsatz 1). 

Die grundrechtliche Schutzfunktion muß sich im sozialen Rechts- 
staat gerade auch für den sozial Schwachen durchsetzen; dieser 
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ist es r der dieses Schutzes um seiner Freiheit willen in besonderem 
Maße bedarf (BVerfGE 49, 220, 226). 

Aus dem Gesichtspunkt der sozialstaatlichen Gesellschaftsge- 
staltung nach dem Gleichheitssatz erwächst der Grundsatz der 
gleichmäßigen Verteilung gesellschaftlicher Lasten, was bei un- 
terschiedlichem Vermögen zu unterschiedlicher, materiell gleich- 
gewichtiger Heranziehung führt. Ansonsten wäre gerade der 
dringlich geforderte Schutz sozial benachteiligter Bürgerinnen und 
Bürger gefährdet. 

Beispiele hierfür sind die Einkommensumverteilung durch pro- 
gressive Steuern und durch Sozialversicherungspflichten zugun- 
sten von Bürgern, deren Erwerbsmöglichkeiten die Führung eines 
menschenwürdigen Lebens nicht sicherstellen, zuletzt aber auch 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts über die Sicherung eines 
Existenzminimums gegenüber staatlichen Steueransprüchen. 

Für den Gesetzgeber folgt aus den genannten Grundsätzen die 
Pflicht zu einer umfassenden und aktiven Daseins vor sorge 
(s. BVerfGE 9, 124, 133; BVerfGE 9, 338, 347), die sich aufgrund der 
Artikel 72 Abs. 2 GG und Artikel 75 Abs. 1 GG auch auf die Her- 
stellung gleicher Lebensverhältnisse im gesamten Bundesgebiet 
erstreckt. 

Dabei verlangt selbst in der Stunde der Not Artikel 20 Abs. 1 GG 
die Bewährung des Sozialstaates (vgl. Benda, in: Recht der Arbeit, 
1981, 143). Der Sozialstaat darf sich aber nicht als Anhängsel der 
wirtschaftlichen Entwicklung erweisen; das Sozialstaatsprinzip 
legt dem Staat vielmehr selbst in der Stunde der Not die Pflicht zur 
Wachstumsvorsorge auf, d. h. letztlich auch zur Sicherung, Be- 
wahrung und Weiterentwicklung einer gerechten Sozial- und 
Wohlfahrtsordnung (vgl. Ibsen, VVDStRL 24 [1976], 222). Denn es 
ist Ziel des Sozialstaatsprinzips, die Gleichheit fortschreitend bis 
zu dem vernünftigerweise zu fördernden Maße zu verwirklichen 
(BVerfGE 5, 85, 206). 

Erst recht gelten diese Bedingungen in einer Zeit, in der von „Not" 
keine Rede sein kann, sondern nur von leeren öffentlichen Kassen 
einer verfehlten Steuerpolitik. 

Dabei hat der Gesetzgeber nicht für eine juristische Gleichbe- 
handlung der Bürger, sondern darüber hinaus auch für die weit- 
gehende Gewährleistung der materiellen Bedingungen einer so- 
zialen Gleichheit der Bürgerinnen und Bürger zu sorgen (vgl. 
BVerfGE 33, 303). 

Im Zusammenhang mit dem Sozialstaatsprinzip steht nicht nur der 
Gleichheitsgrundsatz des Artikels 3 GG, sondern auch die Koali- 
tionsfreiheit, die durch Artikel 9 Abs. 3 GG geschützt ist (vgl. 
BVerfGE 19, 303, 319). 

Das Bundesverfassungsgericht hat dabei in seiner Rechtsprechung 
zu Artikel 9 Abs. 3 GG stets hervorgehoben, daß bei der Bestim- 
mung der Tragweite dieses Grundrechts seine historische Ent- 
wicklung zu berücksichtigen ist (s. Schmidt/Bleibtreu/Klein, 
Kommentar zum Grundgesetz, Rn. 12 zu Artikel 9 GG). 
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Beachtet man .diesen historischen Zusammenhang, so zeigt sich 
bei der Entwicklung des Lohnfortzahlungsgesetzes und der ent- 
sprechenden tariflichen Bestimmungen, daß die Gewerkschaften 
bei der Durchsetzung von Lohnfortzahlungsansprüchen immer 
eine vorantreibende Rolle hatten, der Gesetzgeber entsprechend 
die gesetzlichen Bestimmungen der von den Gewerkschaften er- 
kämpften tariflichen Regelungen zur Lohnfortzahlung angepaßt 
hat. Diese historische Rolle der Gewerkschaften im Bereich der 
Lohnfortzahlung spiegelt die Aufgabe wider, die auch die 
Gewerkschaften zur Entwicklung einer sozial gerechten, sogar so- 
zialegalitären Umgestaltung der Arbeits- und Wirtschaftsordnung 
zu erfüllen haben (vgl. Hamann/Lenz GG, 3. Auflage, 1970, An- 
merkung 8 b, bb zu Artikel 9). 

Die Kompetenz des Gesetzgebers tritt damit, auch aus historischen 
Gründen, hinter der Normsetzungsprärogative der Tarifvertrags- 
parteien zurück. Artikel 9 Abs. 3 schützt die Tarif autonomie der 
Tarifvertragsparteien, woraus sich wiederum das Prinzip der 
Sachnähe und der Privatautonomie, schließlich auch für bestimm- 
te Fälle die Voraussetzungsprärogative der Tarifparteien ergibt 
(BVerfGE 34, 307, 316 f., vgl. zum Ganzen Säcker, Grundproble- 
me, S. 50 ff). 

Mit ihren Gesetzentwürfen greift die Bundesregierung bzw. die 
Regierungskoalition in die bisherige vorrangige Rolle der Tarif- 
parteien ein, setzt sich als Vorreiter einer Verschlechterung der 
Rechte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Bereich des 
Rechts der Lohnfortzahlung, und zwar einseitig zum Vorteil der 
Unternehmer und ihrer Verbände ein. Sie verletzt die Neutra- 
litätspflicht des Staates und die Normsetzungsprärogative der Ta- 
rifvertragsparteien und damit insbesondere die Tarifautonomie 
und Koalitionsfreiheit der Gewerkschaften. 

Vergleicht man die beschriebenen verfassungsrechtlichen Aufga- 
ben der Bundesrepublik Deutschland und der Bundesregierung 
mit den vorgelegten und weiter zu erwartenden Gesetzesvorha- 
ben, offenbart sich die Ungerechtigkeit und damit die Sozial- 
staatswidrigkeit dieser Gesetze. 

EineÄnderungdesGrundgesetzesjedoch, die die in den Artikeln 1 
und 20 niedergelegten Grundsätze berührt, wozu auch das So- 
zialstaatsprinzip gehört, ist unzulässig (Artikel 79 Abs. 3 GG). 

Wie dargestellt, verstößt das „Sparpaket" der Bundesregierung 
noch gegen weitere Bestimmungen des Grundgesetzes, insbeson- 
dere gegen Artikel 3 und Artikel 9 Abs. 2 GG. Auch hier ergeben 
sich aus den Gesetzentwürfen der Bundesregierung, sollten diese 
verabschiedet werden, nachhaltige Änderungen, vor allem im Be- 
reich der Tarifautonomie der Gewerkschaften. 

Einer solchen nachhaltigen Änderung der sozial- und verfas- 
sungsmäßigen Ordnung der Bundesrepublik Deutschland und da- 
mit der faktischen Änderung der Verfassung und der tragenden 
Grundsätze des Artikels 20 Abs. 1 GG durch einfaches Gesetz muß 
Einhalt geboten werden. 

Angesichts weiterer geplanter, noch tiefer in das soziale Netz ein- 
greifender Maßnahmen der Bundesregierung ist der Deutsche 
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Bundestag bereits jetzt dringend auf gef ordert, ein Zeichen zu set- 
zen und der verfassungswidrigen Politik der Kürzung von Sozial- 
leistungen und dem Eingriff in die Tarifautonomie der Gewerk- 
schaften ein Ende zu setzen. 
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